Deutsdier Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/1020 


Sachgebiet 78 


Der Bimdesminister Bonn, den 1. Juli 1970 

für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten 
III G 6 " 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.; Wirtsdiaftlidie Lage der deutschen Obstbaubetriebe 


Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Bremer, Dr. Müller- 
Hermann, Adorno, Klinker, Niegel, Dr. Siemer, Tobaben 
und Genossen 
- Drucksache VI/969 - 


Die vorgenannte Kleine Anfrage beantworte ich namens der 
Bundesregierung wie folgt: 


Wir fragen deshalb die Bundesregierung, 

1. ob jetzt, nach Beendigung der Übergangszeit, für die deutschen 
Obsterzeuger eine Aussdiöpfung aller Möglichkeiten der 
gemeinsamen Marktorganisation, insbesondere durch Anwen- 
dung der Interventionsregelung, gewährleistet ist? 


Die Bundesregierung wendet alle Maßnahmen der gemein- 
samen Marktorganisation für Obst tmd Gemüse, zu denen sie 
verpflichtet ist, an. 

Für das Wirtschaftsjahr 1970/1971 räumt sie den Erzeugerorgani- 
sationen für Obst und Gemüse nach Verordnung Nr. 159/66/ 
EWG auch die Möglichkeit ein, Interventionen vorzunehmen. 
Maßgebend sind dabei die vom Rat für die neue Ernte der ein- 
zelnen Erzeugnisse bestimmten Zeiträume und die dafür fest- 
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gesetzten Grund- und Ankaufspreise. Die deutschen Obst- uncf 
Gemüseerzeuger sind damit gegenüber den Erzeugern in den 
übrigen Mitgliedstaaten nicht benachteiligt. 


Wir fragen deshalb die Bundesregierung! 

2. ob sie sidi im Sinne der Forderung der deutschen Obsterzeuger 
beim EWG-Ministerrat für eine baldige Revision der Gemein- 
schaftsmaßnahmen zur Sanierung der Obsterzeugung in der 
EWG (VO Nr. 2517/69/EWG) einsetzen wird? 

Die Rodung von Apfel-, Birnen- und Pfirsichbäumen als EG- 
Gemeinschaftsmaßnahme ist in der Bundesrepublik am 1. Januar 
1970 mit Bundesmitteln in Höhe von 2^0 Mill. DM angelaufen. 
Nach kürzlich eingeholten Informationen ist von der Möglich- 
keit, Rodeprämien zu erhalten, in nahezu allen Bundesländern 
rege Gebrauch gemacht worden. 

Der Bundesregierung sind die Änderungswünsche hinsichtlich 
der z. T, als hemmend empfundenen EG-Bestimmungen be- 
kannt. 

Genauere Angaben über den bisherigen Erfolg der Maßnahme 
während des ersten Halbjahres 1970 können frühestens Ende 
August/ Anfang September 1970 gemacht werden. 

Es erscheint ratsam, erst dann zu entscheiden, ob und gegebe- 
nenfalls welche Änderungsvorschläge für die nächsten Jahre 
bei der EG zu beantragen sein werden. 


Wir fragen deshalb die Bundesregierung, 

3. welche Maßnahmen sie zur Verbesserung der noch völlig unzu- 
reichenden Qualitätsüberwachung auf der Import- und Erfas- 
sungsstufe bis hin zum Einzelhandel ergreifen wird? 

Die Überwachung der Einhaltung von Qualitätsnormen, die auf 
Grund von Rechtsverordnungen nach dem Handelsklassen- 
gesetz erlassen werden oder auf Grund von Verordnungen des 
Rates und der Kommission gelten, obliegt grundsätzlich den 
nach Landesrecht zuständigen Behörden, über Maßnahmen zur 
Verbesserung der Überwachung entscheiden diese. 

Soweit beim Verbringen in den Geltungsbereich des Handels- 
klassengesetzes dem Bundesamt für Ernährung und Forstwirt- 
schaft Überwachungsaufgaben zugewiesen sind, erfolgen sie im 
Einklang mit den Vorschriften der gemeinsamen Marktorgani- 
sation für Öbst und Gemüse. 

An der Verbesserung der Qualitätskontrolle wird auf Bundes- 
und Gemeinschaftsebene ständig gearbeitet. Entgegen der Fest- 
stellung in der Anfrage gehört die Qualitätsüberwachung in der 
Bundesrepublik jedoch zu den wirkungsvollsten in der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft. Das gilt sowohl für den 
grenzüberschreitenden Handelsverkehr als auch in besonderem 
Maße für die Überwachung des Binnenmarktes durch die 
Länder. 
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Wir fragen deshalb die Bundesregierung, 

4. ob sie insbesondere bereit ist, kurzfristig die dringend erforder- 
lichen Überbrückungshilfen zu gewähren, um die Probleme der 
derzeitigen Illiquidität insbesondere bei hohen Zinsbelastungen 
der Obstbaubetriebe wirkungsvoll zu lösen, und welche natio- 
nalen, mit den übrigen EWG-Partnerländern vergleichbare Maß- 
nahmen sie zu treffen gedenkt? 

Als bisherige Maßnahmen zugunsten der deutschen Obstbau- 
betriebe sind zu nennen: 

1. Durch Gesetz ist kürzlich festgelegt worden, daß die zur Zeit 
geltenden Einheitswertsätze von 1935 beim Obstbau um 60 
bzw. 70 V. H. gesenkt werden. Für die zur Zeit laufende 
Hauptfeststellimg der Einheitswerte zum 1. Januar 1964 ist 
eine Senkimg der Ertragswerte beim Obstbau um 60 v. H. 
vereinbart worden. 

2. Zur Entlastung des deutschen Obstmarktes wurden im 
Herbst 1969 aus Bundesmitteln zusätzlich 6,0 Mill. DM zur 
Verfügung gestellt. 

3. Zum Ausgleich von Folgen währungspolitischer Maßnahmen 
bei Obst und Gemüse wurde bis Ultimo 1969 ein weiterer 
Betrag von 29,0 Mill. DM bereitgestellt. Hieran war der 
Obstbau maßgeblich beteiligt. 

4. Im Juni 1970 ist das Aufwertungsausgleichsgesetz ver- 
kündet worden; hierin ist der Obstbau mit 180,25 DM/ha 
(d. h. mit dem 2V2fachen Koeffizienten der Gruppe 1 und 
damit in die höchste landwirtschaftliche Freilandgruppe) ein- 
gestuft worden. 

5. Die Möglichkeiten der Zinsverbilligung stehen dem Obstbau 
in gleicher Weise wie der übrigen Landwirtschaft bzw. dem 
Gartenbau zur Verfügung. 

6. Die unter Frage 2 bereits behandelte Rodeprämie im Rahmen 
der EG-Gemeinschaftsmaßnahme sei der Vollständigkeit 
halber auch hier erwähnt. 

Sogenannte Katastrophenhilfen, z. B. bei schweren Hochwasser- 
oder Dürreschäden in der Landwirtschaft, gehören zum Auf- 
gabenbereich der Länder. Der Bund kann hier von Fall zu Fall 
nur dann subsidiär tätig werden, wenn die Schäden die Lei- 
stungskraft des betroffenen Landes übersteigen. 

Die für den deutschen Obstbau gewünschten weiteren Maß- 
nahmen, z. B. „Überbrückungshilfen“, sind daher von seiten des 
Bundes nicht möglich. 


Ertl 



